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Beschluss:

1. Die Wartezeit bis zur Beförderung in das erste Beförderungsamt wird für 

Beamtinnen und Beamte leistungsbezogen nach den Kriterien 

„fachtheoretische Leistungen“ (Abschlussnote/Platzziffer) und 

„berufspraktische Leistungen“ (Gesamturteil in der 

Probezeiteinschätzung/-beurteilung) festgelegt und

• entfällt

bei fachtheoretischen Leistungen mit den Noten „sehr 

gut“/“gut“/“vollbefriedigend“ oder mit der Note „befriedigend“ im ersten 

Fünftel der Platzziffern (erste Leistungsgruppe) und berufspraktischen 

Leistungen mit dem mindestens 3. Gesamturteil sowie bei 

fachtheoretischen Leistungen in der ersten Hälfte der Platzziffern 

(zweite Leistungsgruppe) und berufspraktischen Leistungen mit dem 1. 

oder 2. Gesamturteil,

• beträgt drei Monate in der 2. bzw. sechs Monate in der 3./4. 

Qualifikationsebene ab dem allgemeinen Dienstzeitbeginn

bei fachtheoretischen Leistungen in der ersten Hälfte der Platzziffern 

(zweite Leistungsgruppe) und berufspraktischen Leistungen mit dem 

3. Gesamturteil,

• beträgt unverändert sechs Monate in der 2. bzw. ein Jahr in der 3. und 

4. Qualifikationsebene ab dem allgemeinen Dienstzeitbeginn

bei fachtheoretischen Leistungen in der zweiten Hälfte der Platzziffern 

(dritte Leistungsgruppe). Dienstkräfte, die die Qualifikation im Wege 

einer Wiederholungsprüfung erlangt haben, werden automatisch der 

dritten Leistungsgruppe zugeordnet.

2. Die Regelungen unter Ziffer 1 finden auf Beamtinnen und Beamte des 
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Lehrdienstes (ohne Schulverwaltungsdienst) und des feuerwehrtechnischen 

Dienstes keine Anwendung.

3. Dienstkräfte, die nach Abschluss eines Vorbereitungsdienstes außerhalb des 

Geltungsbereichs des Leistungslaufbahngesetzes des Freistaates Bayern bei 

der Landeshauptstadt München in ein Beamtenverhältnis auf Probe 

übernommen werden, werden nach den innerhalb dieses 

Vorbereitungsdienstes erzielten Platzziffern den unter Ziffer 1 genannten 

Gruppen zugeordnet. Soweit eine Ermittlung der Platzziffer nicht möglich ist, 

erfolgt die Zuordnung entsprechend Ziffer 7.

4. Die Wartezeit für Absolventinnen und Absolventen der 

Ausbildungsqualifizierung beträgt ab Übertragung des Amtes der 

Besoldungsgruppe A 9 bei Vorliegen einer Beurteilung mit mindestens dem 3. 

Gesamturteil 

bei fachtheoretischen Leistungen mit der Note „sehr gut“/“gut“ oder mit der 

Note „befriedigend“ im ersten Fünftel der Platzziffern ein Jahr, 

bei fachtheoretischen Leistungen in der ersten Hälfte der Platzziffern zwei 

Jahre

sowie bei fachtheoretischen Leistungen in der zweiten Hälfte der Platzziffern 

drei Jahre.

5. Für Beamtinnen und Beamte, die die Laufbahnqualifikation über den 

sonstigen Qualifikationserwerb gemäß Art. 39 LlbG (Studienabschluss und 

hauptberufliche Tätigkeit) erworben haben, entfällt die Beförderungswartezeit.

6. Eine Beförderung in das erste Beförderungsamt ist frühestens sechs Monate 

nach Übernahme in das besoldungsrechtliche Eingangsamt möglich.

7. Soweit Platzziffern von den zuständigen Stellen nicht ausgewiesen werden 

oder Dienstkräfte ihre persönliche Einreihung nicht vorlegen können, erfolgt 

die Zuordnung zu den Gruppen unter Ziffer 1 nach dem arithmetischen Mittel 

der Abschlussnoten der betreffenden Ausbildung: Eine Note in Höhe des oder 
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über diesem Durchschnitt führt zu einer Einreihung in der ersten, eine Note 

unter dem Durchschnitt zu einer Einreihung in der zweiten Hälfte der 

Platzziffern.

8. Soweit auch eine Einreihung nach Ziffer 7 nicht möglich ist, beträgt die 

Wartezeit sechs Monate in der 2. bzw. ein Jahr in der 3. und 4. 

Qualifikationsebene ab dem allgemeinen Dienstzeitbeginn.

9. Die Beschlussvorlage unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

 

Die endgültige Entscheidung erfolgt in der Vollversammlung des Stadtrats.

 

 

 

 

 

 


